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Tagesordnungspunkt:

Aktionsplan der Landesregierung NW zur Stärkung des selbstbestimmten Lebens, zur 
Qualitätssicherung der rechtlichen Betreuung sowie zur Vermeidung unnötiger 
Betreuungen

Beschlussvorschlag:

Der Bericht über den Aktionsplan der Landesregierung NW zur Stärkung des 
selbstbestimmten Lebens, zur Qualitätssicherung der rechtlichen Betreuung sowie zur 
Vermeidung unnötiger Betreuungen wird gemäß der Vorlage 14/233 zur Kenntnis 
genommen.

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):

Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

W e n z e l  -  J a n k o w s k i



Zusammenfassung:

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat einen „Aktionsplan zur Stärkung des 
selbstbestimmten Lebens, zur Qualitätssicherung der rechtlichen Betreuung sowie zur 
Vermeidung unnötiger Betreuungen“ beschlossen. Der Aktionsplan orientiert sich an 
folgenden Leitvorstellungen: 

Betreuungen sollen soweit wie möglich vermieden werden, um die eigene 

Entscheidungsfreiheit der Betroffenen zu stärken. Dies kann z.B. durch 
Vorsorgevollmachten oder durch die Nutzung anderer Hilfesysteme geschehen.
In den Fällen, in denen rechtliche Betreuungen dennoch unerlässlich sind, sollen 

bevorzugt ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer bestellt werden. 
Darüber hinaus sollen Veränderungen im Betreuungsverfahrensrecht zur 

Kostenreduzierung führen, um die vorhandenen Mittel bestmöglich zum Wohle der 
Betroffenen einzusetzen.

Auf der Basis dieser Leitvorstellungen werden in dem Aktionsplan eine Reihe von 
Handlungsansätzen zur Betreuungsvermeidung, zur Ausweitung und Stärkung 
ehrenamtlich geführter Betreuungen, für den Bereich der Verfahrenspflegschaft sowie für 
die Vergabe von Sachverständigen vorgeschlagen.

Der Aktionsplan ist aus der Sicht des Landschaftsverbandes Rheinland zu begrüßen, da 
die Sicherung und Qualitätssicherung der Betreuung für die Menschen, die ihre 
Angelegenheiten und Rechtsgeschäfte nicht ohne Unterstützung erledigen können, auch 
auf Landesebene dringend weiterentwickelt werden muss. 

Der Aktionsplan kann jedoch nicht durchgängig überzeugen. Besonders kritisch sind die 
Vorschläge zu einer möglichen umfassenden und koordinierenden Beratungstätigkeit der 
Sozialleistungsträger zu sehen. Entgegen der im Aktionsplan damit verknüpften 
Erwartung wird dies nicht dazu führen, dass damit in vielen Fällen die Notwendigkeit für 
die Einrichtung einer Betreuung entfallen wird. Die spezialisierten Beratungsangebote der 
Sozialleistungsträger werden im Einzelfall bestenfalls punktuelle und vorübergehende 
Hilfestellungen bieten.

Darüber hinaus wird im Rahmen des Aktionsplans die wichtige Rolle der 
Betreuungsvereine nicht ausreichend gewürdigt, für die die Landesbetreuungsämter der 
beiden Landschaftsverbände zuständig sind. Gerade den Betreuungsvereinen kommt bei 
dem Ziel der Stärkung der ehrenamtlichen Betreuung eine Schlüsselstellung zu. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere auf die unzureichende Finanzierung der 
Betreuungsvereine hinzuweisen.



Begründung der Vorlage Nr. 14/233

I. Einleitung

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat in der Kabinettsitzung vom 30.9.2014 den 
vom Landesjustizministerium vorgelegten „Aktionsplan zur Stärkung des 
selbstbestimmten Lebens, zur Qualitätssicherung der rechtlichen Betreuung sowie zur 
Vermeidung unnötiger Betreuungen“ verabschiedet (Anlage). 

Der neue Aktionsplan versteht sich als eine Ergänzung zu dem von der Landesregierung 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention beschlossenen Aktionsplan „ Eine 
Gesellschaft für alle –NRW inklusiv“. Dort wird darauf hingewiesen, dass Artikel 12 Abs. 3 
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) die Aufforderung an die Vertragsstaaten 
enthält, geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinderungen den Zugang 
zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen. 

In Deutschland ist die rechtliche Betreuung ein wichtiges Instrument, mit dem diese 
Unterstützung geleistet werden kann. Die Landesregierung hat sich daher verpflichtet, die 
Sicherung und Qualitätssicherung der Betreuung für die Menschen, die ihre 
Angelegenheiten und Rechtsgeschäfte nicht ohne Unterstützung erledigen können, 
gemeinsam mit den Akteuren des Betreuungswesens auf Landesebene voranzubringen.

Mit dem neuen Aktionsplan greift die Landesregierung diese Zielsetzung auf. Sie orientiert 
sich dabei an folgenden Leitvorstellungen: 

Betreuungen sollen soweit wie möglich vermieden werden, um die eigene 
Entscheidungsfreiheit zu stärken. Dies kann z.B. durch Vorsorgevollmachten oder durch 
die Nutzung anderer Hilfesysteme geschehen.

In den Fällen, in denen rechtliche Betreuungen dennoch unerlässlich sind, sollen 
bevorzugt ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer bestellt werden. Denn 
ehrenamtliches bürgerschaftliches Engagement hat gegenüber beruflich geführten 
Betreuungen eine besondere Qualität durch die persönliche Zuwendung gegenüber dem 
Betroffenen.

In einem dritten Schritt soll geprüft werden, welche Veränderungen im Betreu-
ungsverfahrensrecht zur Kostenreduzierung führen können, um die vorhandenen Mittel 
bestmöglich zum Wohle der Betroffenen einzusetzen.

Ein zusätzlicher Handlungsdruck zur Weiterentwicklung des Betreuungsrechts ergibt sich 
aus der Sicht der Landesregierung daraus, dass sich seit dem In-Kraft-Treten des 
Betreuungsgesetzes am 01.01.1992 die Anzahl der gerichtlichen Betreuungsverfahren 
von 122.117 Verfahren auf 308.995 Verfahren fast verdreifacht hat. Neben der 
demografischen Entwicklung und dem Fortschreiten des Alterungsprozesses der 
Gesellschaft soll dies auch darauf beruhen, dass Betreuungen mittlerweile viel 
umfänglicher und schneller eingerichtet werden als ursprünglich vorgesehen.



Mit der Zunahme der Betreuungsverfahren sind die Kosten explosionsartig angestiegen. 
In NRW beliefen sich die Ausgaben im Jahre 2013 auf rund 218,1 Mio. Euro. Rund 75 % 
der Gesamtkosten entfallen auf die Vergütung von Berufs- und Vereinsbetreuern.

II. Maßnahmen 

Der Aktionsplan legt für vier Schwerpunktbereiche eine Reihe von Handlungsansätzen 
fest.

1.)  Handlungsansätze zur Betreuungsvermeidung

a) Es soll eine Gesetzesinitiative zur Einführung einer gesetzlichen Vertretungsmacht für 
Ehegatten und eingetragene Partnerschaften auf den Weg gebracht werden, sodass der 
geschäftsunfähige Partner durch den anderen Partner automatisch vertreten werden 
kann. Bisher müssen in diesen Fällen die Betreuungsgerichte in einem aufwändigen 
Verfahren einen Betreuer bestellen. Bereits im Zusammenhang mit dem 2. 
Betreuungsrechtsänderungsgesetz im Jahre 2004 war die Einführung einer automatischen 
Vertretungsregelung für Ehegatten vorgeschlagen worden. Dieser Vorschlag wurde jedoch 
nicht umgesetzt. Im Unterschied zu dem damaligen Entwurf soll die Regelung nun 
deutlich einfacher und handbarer gestaltet werden.

b) Der Bekanntheitsgrad des Instituts der „Vorsorgevollmacht“ soll durch eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit deutlich gesteigert werden. Mit der Vorsorgevollmacht wird einer 
anderen Person durch den Vollmachtgeber eine rechtsgeschäftliche Vertretungsmacht 
eingeräumt. Damit ist die Bestellung eines Betreuers nicht mehr erforderlich ( § 1896 
Abs. 2 S.2 BGB ). Als Maßnahmen für die Öffentlichkeitsarbeit werden folgende 
Maßnahmen genannt: wiederkehrende öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen der Justiz 
( z.B. Tag der Betreuung ) , Informations- und Podiumsveranstaltungen, Herausgabe von 
umfassenden Informationsmaterial, mehrsprachige Informationsflyer, verstärkte Nutzung 
digitaler Kommunikationsforen, Veröffentlichungen in Gesundheitszeitschriften und die 
Einrichtung einer Info-Hotline. 

c) Desweiteren soll die Akzeptanz der Vorsorgevollmacht im Rechtsverkehr durch 
normative Vorgaben verbessert werden. Eine Möglichkeit wäre, im Rahmen des BGB die 
Regelungen zur Vorsorgevollmacht deutlich stärker herauszustellen bzw. ein gesetzlich 
geregeltes Muster für die Vorsorgevollmacht zu schaffen.

d) Die „niederschwelligen“ Hilfs- und Unterstützungsangebote sollen im Vorfeld einer 
Betreuungsanordnung soweit wie möglich zusammengeführt und koordiniert werden, um 
ein umfassendes Angebot an sonstigen Hilfen zu unterbreiten. Eine Betreuungsanordnung 
soll erst dann angeordnet werden, wenn nach intensiver Prüfung der individuelle 
Hilfebedarf mit sämtlichen anderen Unterstützungsmöglichkeiten nicht aufgefangen 
werden kann. Als Beispiel für die anderen Unterstützungsmöglichkeiten zählt der 
Aktionsplan die Beratungsansprüche nach dem Sozialgesetzbuch und dem ÖGDG NRW 
auf. Zur Bündelung und Koordinierung wird die Nutzung bereits vorhandener Strukturen 
wie etwa der Servicestellen nach dem SGB IX oder der Pflegestützpunkte nach dem SGB 
XI vorgeschlagen. Der Gesamtplan nach § 58 SGB XII, die Eingliederungsvereinbarung 
nach § 15 SGB II oder der Teilhabeplan nach § 10 SGB IX werden als Grundlage für eine 



gemeinsame Planung der Hilfen genannt. Nach dem Aktionsplan können diese Strukturen 
eventuell zu einem ganzheitlichen Unterstützungsmanagement weiterentwickelt werden. 
Es wird die Einrichtung einer ressortübergreifenden ministerielle Arbeitsgruppe angeregt, 
die die kommunalen Betreuungsbehörden bei der Wahrnehmung der ihnen seit dem 
1.7.2014 obliegenden Vermittlungsfunktion in Richtung der Sozialleitungsträger 
unterstützt.  

2.)  Handlungsansätze zur Ausweitung und Stärkung ehrenamtlich geführter 
Betreuungen

a) Der Anteil an ehrenamtlichen Betreuungen ist seit Jahren rückläufig. Zur Gewinnung 
neuer ehrenamtlicher Betreuer soll die Öffentlichkeitsarbeit verstärkt werden. Darüber 
hinaus sollen gesetzliche Hindernisse für die Übernahme ehrenamtlicher Betreuungen 
beseitigt werden. So sollen z.B. die Aufwandsentschädigungen nicht mehr auf SGB II 
–Leistungen angerechnet werden. Der Informationsaustausch zwischen den 
verschiedenen Stellen innerhalb des Betreuungswesens soll verbessert werden. Zum 
Beispiel gibt es bei den Gerichten bisher keine Listen von einsetzbaren ehrenamtlichen 
Betreuern. Ebenso informieren die Gerichte die Betreuungsvereine aus Gründen des 
Datenschutzes bisher nicht über die Bestellung von ehrenamtlichen Betreuern, sodass die 
Betreuungsvereine die Betreuer nicht über ihre Unterstützungsangebote informieren 
können.

b) Desweiteren sollen die ehrenamtlichen Betreuer ermutigt werden, ihr Engagement 
fortzusetzen und weitere Betreuungen zu übernehmen. Vorgeschlagen wird, dass im 
Rahmen eines Forschungsprojekts ermittelt werden soll, ob und inwieweit durch eine 
intensivere Unterstützung und Begleitung die Bereitschaft der ehrenamtlichen Betreuer 
zur Übernahme weiterer Betreuungen gesteigert werden kann. Zwei vergleichbare 
Studienansätze aus Sachsen-Anhalt und Hessen sollen hierbei auf Nordrhein-Westfalen 
übertragen werden. 

c) Die Fortbildungs- / Schulungsangebote für ehrenamtliche Betreuer sollen verbessert 
werden. Als Beispiel wird das in Hessen entwickelte „Curriculum zur Schulung 
ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer“ genannt. 

d) Es werden verschiedene Vorschläge zur Stärkung des ehrenamtlichen Engagements 
von Landesbediensteten entwickelt. So soll für die Übernahme einer Betreuung keine 
Nebentätigkeitsgenehmigung nach § 49 LBG mehr erforderlich sein. Ebenso soll 
freiwerdendes bzw. teildienstunfähiges Personal der Landesverwaltung unter Fortführung 
der Bezüge Betreuungen übernehmen.   

3.)  Handlungsansätze im Bereich der Verfahrenspflegschaft

Die bisherigen verfahrensrechtlichen Ansätze im Rahmen des Betreuungsrechts zur 
Reduzierung von Fixierungen und freiheitsentziehenden Maßnahmen (sog. Werdenfelser 
Weg) sollen innerhalb der nordrhein-westfälischen Justiz einschließlich des 
interdisziplinären Diskurses weiter intensiv gefördert werden.



4.)  Handlungsansätze bei der Vergabe von Sachverständigengutachten

a) Im Regelfall darf ein Betreuer erst bestellt werden, nachdem ein Gutachten eines 
Sachverständigen eingeholt worden ist. Nach dem Aktionsplan soll auf das Gutachten in 
Zukunft vermehrt verzichtet werden können, indem die zu betreuende Person mit der 
Einrichtung einer Betreuung einverstanden ist. In diesen Fällen soll ein ärztliches Attest 
ausreichen. Der § 281 Abs. 1 FamFG soll entsprechend geändert werden. Hierbei handelt 
es sich allerdings um ein Bundesgesetz.

b) § 282 FamFG sieht vor, dass das Gericht im Verfahren zur Bestellung eines Betreuers 
von der Einholung eines Gutachtens absehen kann, soweit durch die Verwendung eines 
bestehenden ärztlichen Gutachtens des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung 
festgestellt werden kann, dass die gesundheitlichen Voraussetzungen für die Bestellung 
eines Betreuers vorliegen. In Zukunft soll auch ein nicht-ärztlich erstelltes 
Pflegegutachten ausreichen. Ergänzend soll dann allerdings ein ärztliches Attest zum 
Zustand des Betroffenen vorliegen. 

c) Um die hohen Honoraraufwendungen im Zusammenhang mit der Einholung von 
Gutachten zu senken, werden zwei Maßnahmen vorgeschlagen. So soll geprüft werden, 
welche Möglichkeiten bestehen, um die Kosten im Rahmen einer Gutachterdatenbank 
vergleichen zu können. Alternativ wird angeregt, einen gerichtsmedizinischen Dienst zu 
schaffen bzw. die Begutachtungen dem MDK der Krankenkassen zu übertragen.  

III. Bewertung

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) nimmt im Rahmen des Betreuungswesens eine 
Reihe von Aufgaben wahr: als überörtlicher Träger der Sozialhilfe, als Mitglied im 
Inklusionsbeirat, als einer der größten Träger psychiatrischer Einrichtungen in NRW sowie 
in seiner Funktion als Landesbetreuungsamt.

Insgesamt ist die Initiative ausdrücklich zu begrüßen, erstmals einen Aktionsplan auf 
Landesebene zu dem immer wichtiger werdenden Bereich der rechtlichen Betreuungen 
und Bevollmächtigungen aufzustellen. Gerade im Hinblick auf eine älter werdende 
Gesellschaft sowie eine steigende Zahl chronisch psychisch erkrankter Menschen wird der 
Bereich der rechtlichen Betreuung weiter an Bedeutung gewinnen, da immer mehr 
Menschen ihre Angelegenheiten nicht mehr vollständig selbst erledigen können. Alle 
Initiativen, die diesen Bereich in den Fokus rücken, sind daher sehr sinnvoll.

Der Aktionsplan kann jedoch nicht durchgängig überzeugen. 

So dürften die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Betreuungsvermeidung nicht ausreichen, 
um einen spürbaren Rückgang zu erzielen. Die Erfahrungen in den psychiatrischen 
Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland zeigen, dass gerade in diesem Bereich 
eine starke Notwendigkeit einer rechtlichen Betreuung – zumindest für bestimmte 
Aufgabenkreise – besteht. Im Bereich der psychiatrischen Erkankungen ist in den letzten 
Jahren ein überproportionaler Anstieg an gesetzlichen Betreuungen zu verzeichnen. Dies 
beruht darauf, dass der Hilfe- und Unterstützungsbedarf für die psychisch erkrankten 
Menschen immer komplexer wird und daher häufig nur unzureichend durch 
Bevollmächtige im Rahmen einer Vorsorgevollmacht geleistet werden kann.



Als besonders kritisch sind die Ausführungen in Bezug auf die Nutzung anderer Hilfs- und 
Unterstützungsangebote zu sehen. Hier kommt im Aktionsplan die Auffassung zum 
Ausdruck, dass eine umfassende und koordinierende Beratungstätigkeit der 
Sozialleistungsträger die Notwendigkeit für die Einrichtung einer Betreuung entfallen 
lassen kann. Aus der Sicht des Landschaftsverbandes Rheinland besteht dagegen die 
Einschätzung, 

dass die spezialisierten Beratungsangebote der Sozialleistungsträger im Einzelfall 

bestenfalls punktuelle und vorübergehende Hilfestellungen bieten, aber weder alle 
Lebenslagen der betroffenen Person umfassen können, noch über längere Zeit und 
bei komplexeren Bedarfen als angemessene Unterstützung ausreichen. 

Ebenso ist zu berücksichtigen, dass die Schwellenängste der Betroffenen bei der 

Inanspruchnahme von Beratungsangeboten, die überwiegend in „Komm-
Strukturen“ organisiert sind, bestehen, die dazu führen, dass etwaige Leistungen 
nicht, verspätet oder unkoordiniert erbracht werden. 

Die betroffene Person muss auch bei Beratungsangeboten der 

Sozialleistungsträger, die in einen Leistungsanspruch münden sollen, trotz 
Krankheit oder Behinderung in der Lage sein, die erforderlichen 
Willenserklärungen wirksam abzugeben oder Mitwirkungshandlungen umzusetzen. 
Ist dies nicht der Fall, ist eine Betreuungsanregung unumgänglich. Denn zentrale 
Aufgabe des rechtlichen Betreuers ist nach § 1897 Abs. 1 BGB, die 
Angelegenheiten des Betroffenen im bestimmten Aufgabenkreis „rechtlich zu 
besorgen“. Diese zentrale Funktion des rechtlichen Betreuers können 
Beratungshilfen und Sozialleistungen nicht ersetzen.

Darüber hinaus wird im Rahmen des Aktionsplans die wichtige Rolle der 
Betreuungsvereine nicht ausreichend gewürdigt, für die die Landesbetreuungsämter der 
beiden Landschaftsverbände zuständig sind. Gerade den Betreuungsvereinen kommt bei 
dem Ziel der Stärkung der ehrenamtlichen Betreuung eine Schlüsselstellung zu. Nach 
dem Betreuungsrecht (§ 1908 f BGB) haben sie die Aufgabe, sich planmäßig um die 
Gewinnung von ehrenamtlichen Betreuern zu kümmern sowie durch ihre 
Beratungsangebote zu den Vorsorgevollmachten und den Betreuungsverfügungen aktiv 
an Maßnahmen zur Betreuungsvermeidung mitzuwirken. Sie sollen zusätzlich ein 
differenziertes Unterstützungsangebot für ehrenamtliche Betreuer und Bevollmächtige 
vorhalten. 

Zum Wohl der Betroffenen ist es daher entscheidend, den Anteil der Ehrenamtlichen zu 
erhöhen, die unmittelbar nach Übernahme der rechtlichen Betreuung an einen 
Betreuungsverein angebunden werden. Betrachtet man die Zahlen der ehrenamtlichen 
Neu-Bestellungen im Vergleich zu den bei den Betreuungsvereinen begleiteten 
Ehrenamtlichen, so wird deutlich, dass die Mehrzahl der ehrenamtlichen Betreuerinnen 
und Betreuer in NRW ihre Tätigkeit bisher ohne fachliche Unterstützung wahrnehmen 
müssen. Dies führt bei den ehrenamtlichen Betreuern dazu, dass sie sich häufig 
alleingelassen fühlen und nicht bereit sind, weitere Betreuungen zu übernehmen.



Aus der Sicht der beiden Landschaftsverbände müssen die Betreuungsvereine in die Lage 
versetzt werden, ihre Unterstützungsangebote auszuweiten und attraktiver zu gestalten. 
Hierzu könnten Maßnahmen wie z.B. aufsuchende Beratungsangebote der 
Betreuungsvereine (insbesondere in ländlichen Regionen und bei Ehrenamtlichen, die 
gleichzeitig die Pflege gewährleisten müssen), die Bereithaltung von Beratungs- und 
Fortbildungsmöglichkeiten auch außerhalb der üblichen Dienstzeiten, die Gewährleistung 
von möglichst kontinuierlichen Präsenzzeiten in den Betreuungsvereinen sowie die 
Etablierung von örtlichen Netzwerken gehören.

In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf die unzureichende Finanzierung der 
Betreuungsvereine hinzuweisen, die in dem Aktionsplan an keiner Stelle thematisiert 
wird. Sie ist seit Jahren nicht auskömmlich und kostendeckend, was die 
Betreuungsvereine vor erhebliche Probleme stellt. Aktuell findet die Förderung der 
Betreuungsvereine nur nach Maßgabe des Landeshaushalts statt und stellt damit eine 
freiwillige Leistung des Landes dar. Für die anerkannten Betreuungsvereine besteht somit 
keine Planungssicherheit. Darüber hinaus sind die Mittel völlig unzureichend. Aktuell 
erhalten von den insgesamt 187 anerkannten Betreuungsvereinen in NRW lediglich 133 
Betreuungsvereine eine finanzielle Unterstützung.

Der Einsatz von Landesbediensteten als „ehrenamtliche Betreuer“, die ja ihre Besoldung 
behalten sollen, ist ebenfalls kritisch zu betrachten. Zwar mag diese Maßnahme 
kurzfristig geeignet sein, um die Betreuungsvergütungen einzusparen und damit die 
Justizkasse zu entlasten. Letztlich besteht aber die Gefahr, dass die Idee der echten 
ehrenamtlichen Betreuung dadurch ausgehöhlt wird. Das Nebeneinander von „bezahlten“ 
ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern und den echten ehrenamtlichen 
Betreuerinnen und Betreuern wird sich dauerhaft nicht rechtfertigen lassen. Unklar bleibt 
im Übrigen, in welchem Verhältnis das Modell der ehrenamtlichen Betreuung durch 
Landesbedienstete zu dem Behördenbetreuer nach § 1897 Abs. 2 BGB steht. Bisher sind 
die Behördenbetreuer bei kommunalen Betreuungsstellen angestellt. Die Einführung 
dieses Modells dürfte daher faktisch dazu führen, dass es zu einer „Verstaatlichung“ der 
Aufgaben der Behördenbetreuer auf Landesebene kommt.

Der Aktionsplan vernachlässigt darüber hinaus die wichtige Rolle der Vernetzung der 
Akteure vor Ort. Dem Ausbau einer verbindlichen und verpflichteten Durchführung 
örtlicher Arbeitsgemeinschaften unter verpflichtender Teilnahme der wesentlichen 
Akteure im Betreuungswesen (Betreuungsvereine, Betreuungsgerichte, Betreuungsstelle, 
Vertreterinnen und Vertreter der Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer etc.) sollte in 
NRW aus qualitätssichernden Aspekten besonderes Augenmerk zukommen. Regionalen 
Netzwerken kommt zudem im Hinblick auf die Stärkung der ehrenamtlichen Betreuung 
eine besondere Bedeutung zu, da im Austausch zwischen Betreuungsgerichten, 
Betreuungsvereinen und Betreuungsstelle entsprechende Bedarfe und Problemlagen 
erörtert, „Profillisten“ von potentiell Interessierten erstellt und mögliche 
Vermittlungshindernisse diskutiert werden können. 

Im Hinblick auf die steigenden Zahlen jüngerer Menschen, die unter rechtliche Betreuung 
gestellt werden und häufig aus Maßnahmen der Jugendhilfe in die rechtliche Betreuung 
„überführt“ werden, könnte zur Vermeidung von rechtlichen Betreuungen bei diesem 
Klientel zudem die Schnittstellenproblematik Jugendhilfe –rechtliche Betreuung evaluiert 
werden.



IV. weitere Vorgehensweise

Die Umsetzung der in dem Aktionsplan vorgeschlagenen Maßnahmen fällt in die 
Zuständigkeit der Landesregierung. Einen konkreten Zeitplan sieht der Aktionsplan nicht 
vor. Über das weitere Verfahren wird die Verwaltung berichten. 

In Vertretung

W e n z e l – J a n k o w s k i




















































	14/233, Aktionsplan der Landesregierung NW 
	Zusammenfassung
	Begründung

